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Nachversicherung ausgeschiedener Bediensteter
- vermeidbare Ausgaben und Verfahrensméngel -

Das Landesamt fir Finanzen leistete Beitrdge zur Nach-
versicherung von Bediensteten, die aus dem Landes-
dienst ausgeschieden waren, teilweise zu Unrecht. Es
machte Anspriche auf Erstattung von Nachversiche-
rungsbeitragen gegen andere Dienstherren nicht gel-
tend. Insgesamt kam es zu Uberzahlungen von mehr als
700.000 €.

Das Verfahren zur Nachversicherung wies Mangel auf
und war fehleranféllig.

Allgemeines

Scheiden Beamte oder sonstige versicherungsfrei Beschaftigte ohne Anspruch auf
Versorgung aus dem Landesdienst aus, sind sie fir die Zeit, in der sie beim Land
tatig waren, in der gesetzlichen Rentenversicherung oder einer berufsstandischen
Versorgungseinrichtung nachzuversichern®. Von einer Nachversicherung kann nur
abgesehen werden, wenn Aufschubgriinde vorliegen?. Dies ist u. a. bei Personen
der Fall, die sofort oder voraussichtlich innerhalb von zwei Jahren nach dem Aus-
scheiden eine andere versicherungsfreie Beschaftigung aufnehmen.

Fur die Entscheidung Uber den Aufschub der Beitragszahlung oder die Durchflihrung
der Nachversicherung ist das Landesamt fir Finanzen zustandig.

Aus der folgenden Tabelle sind die Zahlen der in den Jahren 2012 bis 2016 ohne
Versorgung ausgeschiedenen Bediensteten und der durchgefiihrten Nachversiche-
rungen sowie die vom Land gezahlten Nachversicherungsbeitrage ersichtlich®:

Nachversicherungen
2012 2013 2014 2015 2016 | insgesamt

ausgeschiedene

; 2.632 2.272 2.666 2.193 2.296 12.059
Bedienstete

Nachversiche-

1.417 1.431 1.365 1.377 1.529 7.119
rungen
Nachversiche-
rungsbeitrage 12,0 11,7 10,5 11,4 12,8 58,4

in Mio. €

Durchschnittlich fielen Ausgaben von 8.200 € je Nachversicherungsfall an.

Der Rechnungshof hat stichprobenweise geprift, ob das Landesamt fur Finanzen
die Nachversicherung in dem vorgenannten Zeitraum ordnungsgemaf durchgefihrt
hat und ob das Verfahren zweckméafRig war.

§ 8 Abs. 2 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Rentenversicherung - (SGB VI) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2002 (BGBI. | S. 754, 1404, 3384), zuletzt geandert
durch Gesetz vom 29. Marz 2017 (BGBI. | S. 626).

2 §184 Abs. 2 SGB VI.

Die Zahlen basieren auf den Angaben des Landesamts fiir Finanzen.
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Wesentliche Prifungsergebnisse
Verfahrensverbesserungen notwendig

Das Landesamt fur Finanzen muss seine Entscheidung tber die Nachversicherung
innerhalb von drei Monaten nach dem Ausscheiden des Bediensteten aus dem
Landesdienst treffen, um Saumniszuschlage zu vermeiden. Fir eine sachgerechte
Entscheidung Uber die Nachversicherung oder deren Aufschub benétigt es friihzeitig
detaillierte Informationen Uber dessen weiteren Berufsweg. Zu diesem Zweck
erhalten ausgeschiedene Bedienstete einen Erklarungsvordruck, in dem sie u. a.
Uber ihre Berufsabsichten befragt werden.

Das Verfahren zur Nachversicherung wies Mangel auf:

- Die Anschreiben und Erklarungsvordrucke des Landesamts enthielten keine
Fristsetzungen fir die Rucksendung. Fragestellungen waren zum Teil wider-
sprichlich oder entbehrlich. Der Erklarungsvordruck war insgesamt wenig be-
nutzerfreundlich.

- In vielen Fallen musste das Land Nachversicherungsbeitrage leisten, well
Erklarungsvordrucke nicht, nicht zeithah oder nicht vollstandig und eindeutig
ausgefullt zurickgesandt worden waren. Von tber 12.000 in den Jahren 2012
bis 2016 versandten Erklarungsvordrucken wurden mehr als 10 % nicht zurlck-
gereicht. Bei einer Erhdhung der Ricklaufquote von zuletzt knapp 90 % um
einen Prozentpunkt kdnnten nach Uberschlagiger Berechnung Nachversich-
erungsbeitrage von 98.000 € jahrlich vermieden werden.

- Nachversicherungen wurden teilweise vor Ablauf der Dreimonatsfrist durchge-
fuhrt. Unabhangig davon, dass vorzeitige Zahlungen haushaltsrechtlich be-
denklich sind*, besteht hierbei die Gefahr, dass spéater noch Aufschubgriinde
bekannt werden.

- Bei Vorlage eines Nachweises Uber die Mitgliedschaft in einer berufsstandi-
schen Versorgungseinrichtung wurden ausgeschiedene Bedienstete grund-
satzlich nachversichert, obwohl die Griinde fur den Aufschub der Beitragszah-
lung nicht immer entfallen waren.

- In Einzelféllen unterblieb die Entscheidung tber die Nachversicherung oder den
Aufschub, weil das Arbeitsgebiet Nachversicherung des Landesamts nicht tber
das Ausscheiden von Beamten aus dem Landesdienst unterrichtet worden war.
Aufschubbescheinigungen wurden fir Rentenversicherungstrager nicht erteilt,
obwohl Beamte nach dem Dienstherrenwechsel eine andere versicherungsfreie
Beschaftigung aufgenommen hatten.

Das Ministerium hat erklart, mittlerweile wirden Uberarbeitete Anschreiben zur Ver-
fugung gestellt. Der Erklarungsvordruck werde derzeit Gberarbeitet. Nachversiche-
rungen wurden kinftig nicht mehr vorzeitig durchgefuhrt. Das Arbeitsgebiet Nach-
versicherung sei bezlglich des Verfahrens bei der Vorlage von Nachweisen Uber die
Mitgliedschaft in einer berufsstéandischen Versorgungseinrichtung auf die sorgféltige
Einzelfallprifung hingewiesen worden. Die betreffenden Stellen seien um zeitnahe
Mitteilungen Uber das Ausscheiden von Bediensteten gebeten worden. Den Renten-
versicherungstragern seien Aufschubbescheinigungen tbermittelt worden.

Uberzahlungen infolge von Verfahrensmangeln

Zahlung von Nachversicherungsbeitragen trotz eines Dienstherrenwechsels

Wenn ein Beamter seinen Dienstherrn wechselt, z. B. vom Land zum Bund, ist in
der Regel ein Aufschubgrund gegeben®. Ublicherweise wird sofort nach dem Aus-

4 § 34 Abs. 2 Landeshaushaltsordnung (LHO) vom 20. Dezember 1971 (GVBI. 1972, S. 2), zuletzt ge-

andert durch Gesetz vom 22. Dezember 2015 (GVBI. S. 467), BS 63-1.

> §184 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 SGB V.
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scheiden eine andere versicherungsfreie Téatigkeit aufgenommen. Eine Nachver-
sicherung ist dann nicht durchzufihren. Der abgebende Dienstherr hat hier an den
neuen Dienstherrn zur Teilung der Versorgungslasten eine Abfindung zu leisten®.

In sechs Fallen eines Dienstherrenwechsels von Beamten zahlte das Arbeitsgebiet
Nachversicherung des Landesamts fur Finanzen zu Unrecht Nachversicherungs-
beitrdge von insgesamt 221.000 €. Es hatte die Besoldungsakte, aus der der Dienst-
herrenwechsel ersichtlich war, nicht eingesehen und von den durch das Arbeitsge-
biet Erstattung geleisteten Abfindungen keine Kenntnis. Ein standardisierter Infor-
mationsaustausch zwischen den beiden Arbeitsgebieten fand nicht statt.

Das Ministerium der Finanzen hat erklart, die Nachversicherungsbeitrage seien bei
dem Rentenversicherungstrager zur Erstattung angefordert und bis auf einen Fall
bereits vereinnahmt worden. Die Nachversicherungsstelle werde kiinftig zeitnah von
der Erstattungsstelle informiert. Das Arbeitsgebiet Nachversicherung sei darauf hin-
gewiesen worden, dass Einblick in die Besoldungsakte zu nehmen bzw. Kontakt mit
der ehemaligen Dienststelle des Beamten aufzunehmen sei.

Anspruch auf Erstattung von Nachversicherungsbeitragen

Ein Beamter ist auch dann nachzuversichern, wenn bei einem Dienstherrenwechsel
eine Abfindung gezahlt wurde, der Beamte aber anschlieend bei dem neuen
Dienstherrn ohne Versorgungsanspruch ausscheidet. Die Nachversicherung ist far
die in Rheinland-Pfalz verbrachte versicherungsfreie Dienstzeit vom Land durchzu-
fuhren. Dieses hat jedoch aufgrund der bereits geleisteten Abfindung einen An-
spruch gegen den neuen Dienstherrn auf Erstattung der Nachversicherungsbeitré-
ge’.

Fur die Aufgabenerledigung ist das Arbeitsgebiet Erstattung des Landesamts zu-
standig. In drei Fallen war es nicht Uber die Zahlung von Nachversicherungsbei-
trdgen unterrichtet worden. Deshalb machte es Erstattungsanspriiche von insge-
samt 159.000 € bei den neuen Dienstherren nicht geltend.

Das Ministerium hat erklart, das Arbeitsgebiet Erstattung sei bereits Uiber die geltend
zu machenden Anspriiche informiert worden. Das Arbeitsgebiet Nachversicherung
sei darauf hingewiesen worden, dass die Erstattungsstelle zu unterrichten sei, wenn
eine versicherungsfreie Folgebeschéaftigung bei einem anderen Dienstherrn unver-
sorgt ende und die Nachversicherung durchgefihrt werde.

Beendigung der Ausbildung von Lehramtsanwartern und Studienreferendaren

Lehramtsanwérter und Studienreferendare bilden mit 65 % die grof3te Gruppe der
ausgeschiedenen Bediensteten. Bei diesen endet das versicherungsfreie Ausbil-
dungsverhdltnis in der Regel mit dem Bestehen der Priifung.

Das Landesamt nahm bei dieser Personengruppe teilweise Nachversicherungen
vor, obwonhl ein Aufschubgrund wie z. B. ein Einstellungsangebot vorlag. Dieser war
haufig nicht bekannt, weil die Erklarung zur Nachversicherung von dem ausgeschie-
denen Bediensteten nicht abgegeben worden war. Das Landesamt fragte regelma-
Big nicht bei der fur die Einstellung von Lehrern zustandigen Aufsichts- und Dienst-
leistungsdirektion nach, ob sich der ausgeschiedene Bedienstete in Rheinland-Pfalz
fir den Schuldienst beworben hatte. Teilweise berticksichtigte das Landesamt auch
bereits im Integrierten Personalmanagementsystem IPEMA® erfasste Mal3hahmen
(z. B. ,Einstellung) nicht.

In 23 Fallen erfolgten Nachversicherungen, obwohl die Bewerber bereits innerhalb
der Dreimonatsfrist ein Stellenangebot der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion

§ 3 Staatsvertrag Uber die Verteilung von Versorgungslasten bei bund- und landerlbergreifenden Dienst-
herrenwechseln (Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag - VLT-StV -) vom 16. Dezember 2009/
26. Januar 2010 (GVBI. S. 93, 417), BS Anhang [-149.

§ 7 Abs. 2 Satz 1 VLT-StV.
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hatten. Nachversicherungsbeitrdge von 113.000 € waren vermeidbar gewesen. In
44 weiteren Fallen lagen Einstellungsangebote und damit mdgliche Aufschubgriinde
innerhalb eines Jahres nach Ausscheiden vor. Hierfir wurden insgesamt rund
210.000 € an Nachversicherungsbeitragen verausgabt.

Das Ministerium der Finanzen hat erklart, die Nachversicherungsbeitrage seien - bis
auf einen bereits friiher beanstandeten Fall - beim Rentenversicherungstrager zur
Erstattung angefordert worden. Im Schulbereich wiirden die Falle mit fehlender Er-
klarung kiinftig an die Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion geleitet. Diese prife
dann anhand der Bewerberdatei, ob die Betreffenden sich fiir eine Einstellung in den
Schuldienst beworben haben. Unabhéangig hiervon werde geprift, ob bei Buchung
der vorlaufigen MalRnahme ,Einstellung® in IPEMA® zusatzlich programmgesteuert
eine E-Mail an das Arbeitsgebiet Nachversicherung gesandt werden kdnne.

Folgerungen

Zu den nachstehenden Forderungen wurden die gebotenen Folgerungen bereits
gezogen oder eingeleitet:

Der Rechnungshof hatte gefordert,

a) das Verfahren des Landesamts fur Finanzen bei der Nachversicherung zu ver-
bessern,

b) zu Unrecht gezahlte Nachversicherungsbeitrdge beim Rentenversicherungstra-
ger oder der berufsstandischen Versorgungseinrichtung im Rahmen der recht-
lichen Mdéglichkeiten zur Erstattung anzufordern,

c) Erstattungsanspriiche des Landes gegen andere Dienstherren geltend zu
machen.
Folgende Forderungen sind nicht erledigt:

Der Rechnungshof hat gefordert, Gber die Ergebnisse der eingeleiteten MaRnahmen
zu Nr. 3.1 Buchstabe b zu berichten.



	Nr. 7 Nachversicherung ausgeschiedener Bediensteter - vermeidbare Ausgaben und Verfahrensmängel -
	1 Allgemeines
	2 Wesentliche Prüfungsergebnisse
	2.1 Verfahrensverbesserungen notwendig
	2.2 Überzahlungen infolge von Verfahrensmängeln
	2.2.1 Zahlung von Nachversicherungsbeiträgen trotz eines Dienstherrenwechsels
	2.2.2 Anspruch auf Erstattung von Nachversicherungsbeiträgen
	2.2.3 Beendigung der Ausbildung von Lehramtsanwärtern und Studienreferendaren


	3 Folgerungen


